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Hinweis: Dieses Schreiben wird einschließlich der Anlagen sowohl in Papierform übermittelt als 
auch per E-Mail u~mittelbar an die zuständige Sachbearbeiterin/ den zuständigen Sachbearbeiter. 

Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kassel 
hier: Aufstellung der Vorschlagslisten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 17 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung entscheiden die Senate des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs (grundsätzlich) in 
der Besetzung mit drei hauptamtlichen Richterinnen und Richtern und zwei ehrenamtli-
chen Richterinnen und Richtern. 

Nach§ 34 VwGO gelten für die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter bei dem Hes-
sischen Verwaltungsgerichtshof die§§ 19 bis 33 VwGO, die sich unmittelbar nur auf 
die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter bei den Verwaltungsgerichten beziehen, 
entsprechend. Zu Ihrer Unterrichtung füge ich den Text dieser Vorschriften als Anlage 
bei. 

Die fünfjährige Wahlzeit der gegenwärtig amtierenden Richterinnen und Richter bei 
dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof läuft mit dem 31. Dezember 2016 ab. Für die 
neue Wahlzeit (2017 bis 2021) müssen deshalb vor Ablauf des Jahres 2016 erneut eh-
renamtliche Richterinnen und Richter gewählt werden. Die Wahl obliegt dem Wahl-
ausschuss bei dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof. Er wählt die ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter aus Vorschlagslisten, die von den Kreisen und kreisfreien 
Städten für jede Wahlperiode neu aufgestellt werden. Für die Aufnahme in die Vor-
schlagsliste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder ihres 
Kreistags bzw. ihrer Stadtverordnetenversammlung, mindestens jedoch die Hälfte der 
gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich. 

Brüder-Grimm-Platz 1-3 · 34117 Kassel 
Telefon (0561) 1007-0 ·Telefax (0611) 327618532 
EMail-Adresse: verwaltung@vgh-kassel.justiz.hessen.de 
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Die für den Hessischen Verwaltungsgerichtshof notwendige Zahl von ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richtern habe ich gemäß § 27 VwGO für die neue· Wahlperiode auf 
70 bestimmt. In die Vorschlagslisten sind gemäß§ 28 Satz 3 VwGO jedoch doppelt so 
viele Personen - insgesamt also 140 - aufzunehmen; daraus wählt der Wahlausschuss 
dann die 70 ehrenamtlichen Richterinnen und Richter. 
Der Wahlausschuss hat für jeden Kreis und für jede kreisfreie Stadt die Zahl der Per-
sonen, die in die Vorschlagsliste aufzunehmen sind, bestimmt. Danach umfasst Ihre 
Vorschlagsliste 

4 Personen. 

Ich bitte Sie, mir Ihre Vorschlagsliste spätestens bis zum 31. Juli 2016 vorzulegen. 
Diesen Termin bitte ich unbedingt einzuhalten. 

Bei der Aufstellung der Vorschlagsliste bitte ich Folgendes zu beachten: 

1 ~ Die ehrenamtliche Richterin bzw. der ehrenamtliche Richter muss Deutsche bzw. 
Deutscher sein. Sie/Er soll das 25. Lebensjahr vollendet und ihren/seinen Wohnsitz 
innerhalb des Gerichtsbezirks haben(§ 20 VwGO). Als Wahltag ist ein Termin im 
Oktober 2016 vorgesehen. Gerichtsbezirk ist das gesamte Land Hessen. 

2. Personen, die vom Amt der ehrenamtlichen Richterin bzw. des ehrenamtlichen 
Richters ausgeschlossen sind(§ 21 VwGO) oder zu ehrenamtlichen Richterinnen 
und Richtern nicht berufen werden können(§ 22 VwGO), sind nicht in die Vor-
schlagsliste aufzunehmen. In diesem Zusammenhang mache ich besonders auf 
§ 22 Nr. 3 VwGO aufmerksam, gegen den bei der Aufstellung früherer Vorschlags-
listen immer wieder verstoßen wurde. Nach dieser Vorschrift können Beamtinnen 
und Beamte sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, 
soweit sie nicht ehrenamtlich tätig sind, nicht zu ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richtern berufen werden. Gleiches gilt für andere im öffentlichen Dienst beschäftig-
te Personen, insbesondere für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit (§ 22 Nr. 4 
VwGO). . 

3. Es empfiehlt sich, Personen, die die Berufung zum Amt der ehrenamtlichen Richte-
rin bzw. des ehrenamtlichen Richters nach § 23 VwGO ablehnen dürfen - insbeson-
dere also Personen, die bereits Schöffen oder andere ehrenamtliche Richter, insbe-
sondere ehrenamtliche Richterin oder Richter an einem Verwaltungsgericht sind, 
und Personen, die (im Zeitpunkt des Wahltages) die Regelaltersgrenze nach dem 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erreicht haben -, vor ihrer Aufnahme in die Vor-
schlagsliste zu befragen, ob sie von ihrem Ablehnungsrecht Gebrauch machen. 
Wenn diese Frage bejaht wird, sollte von einer Aufnahme dieser Personen in die 
Vorschlagsliste mit Rücksicht auf§ 24 Abs. 1 Nr. 3 VwGO (Entbindung vom Amt 
der ehrenamtlichen Richterin bzw. des ehrenamtlichen Richters auf ihren bzw. sei-
nen Antrag) Abstand genommen werden. Ferner verweise ich auf§ 24 Abs. 1 Nr. 4 
VwGO; es sollten deshalb keine Personen vorgeschlagen werden, die die zur Aus-
übung des Amtes erforderlichen geistigen und körperlichen Fähigkeiten nicht mehr 
besitzen. 

4. Außer den in§ 28 Satz 6 VwGO vorgesehenen Angaben (Namen, Geburtsort, Ge-
burtstag und Beruf der/des Vorgeschlagenen) muss die Vorschlagsliste auch die ge-
nauen Anschriften der vorgeschlagenen Personen enthalten, weil diese sonst nicht 



3 

ohne erhebliche Schwierigkeiten von ihrer Wahl verständigt und zu den Senatssit-
zungen geladen werden können,. Darüber hinaus wäre ich Ihnen dankbar, wenn, so-
weit bekannt, auch die privaten und/oder dienstlichen Telefonnummern und eventu-
ell auch E-Mail-Anschriften, unter denen die Vorgeschlagenen zu erreichen sind, in 
die Vorschlagsliste aufgenommen würden; ebenso wie der Arbeitgeber und dessen 
Anschrift. 

·s. Schließlich darf ich Sie bitten, in der Vorschlagsliste selbst oder in dem Über-
sendungsschreiben zum Ausdruck zu bringen, dass § 28 Satz 4 VwGO (Zustimmung 
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder Ihrer Vertretungskörperschaft, mindes-
tens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl) bei der Erstellung der Vor-
schlagsliste beachtet worden ist. Vorsorglich weise ich in diesem Zusammenhang da-
rauf hin, dass es mit Rücksicht auf§ 28 Satz 4 VwGO unzulässig wäre, wenn anstelle 
der Vertretungskörperschaft lediglich ein Ausschuss der Vorschlagsliste zustimmen 
würde. 

6. Nach dem im Jahre 2005 neu in das Gesetz aufgenommenen Abs. la des § 44 Deut-
sches Richtergesetz (DRiG) sollen darüber hinaus Frauen und Männer in den Verfah-
ren zur Wahl, Ernennung oder Berufung ehrenamtlicher Richter angemessen berück-
sichtigt werden. 

Es würde den Geschäftsablauf hier erleichtern, wenn Sie sich zur Erstellung der Vor-
schlagsliste der beigefügten Excel-Vorlage bedienen würden. Die Rücksendung der 
ausgefüllten Vorschlagsliste per Email an Verwaltung@vgh-kassel.justiz.hessen.de ist 
ausreichend. Das beigefügte Empfangsbekenntnis bitte ich per Telefax oder auf dem 
Postweg zurückzusenden. 

Abschließend darf ich Sie nochmals um Einhaltung des Vorlagetermins (31. Juli 2016) 
bitten. Die Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter ist - wie erwähnt - für 
Oktober 2016 vorgesehen. Die dazwischen liegende Zeit ist erforderlich, um etwaige 
Mängel der Vorschlagslisten zu beheben. Sollten Sie eine Nachfrist benötigen, bitte ich 
um vorherige telefonische Rücksprache. 

(Dr. Rothaug) 

Anlagen 

1.Text der§§ 19 bis 34 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
und des§ 44 Deutsches Richtergesetz (DRiG) 

2. Übersicht über Anzahl der in die Vorschlagsliste aufzunehmenden Personen 
3. Vorlage einer Vorschlagsliste (Excel-Datei) 
4. Empfangsbekenntnis 



Auszug VwGO Teil I, 3. Abschnitt 

(Stand: 31.12.20 I 5) 

3. Abschnitt Ehrenamtliche Richter 

§ 19 

Der ehrenamtliche Richter wirkt bei der mündlichen Verhandlung und der Urteilsfindung 
mit gleichen Rechten wie der Richter mit. 

§20 
1Der ehrenamtliche Richter muss Deutscher sein. 2Er soll das 25. Lebensjahr vollendet und 
seinen Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbezirks haben. 

§ 21 

( 1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters sind ausgeschlossen 

1. Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzen oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 
sechs Monaten verurteilt worden sind, 

2. Personen, gegen die Anklage wegen einer Tat erhoben ist, die den Verlust der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, 

3. Personen, die nicht das Wahlrecht zu den gesetzgebenden Körperschaften des Landes 
besitzen. 

(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen 
Richtern berufen werden. 

§ 22 

Zu ehrenamtlichen Richtern können nicht berufen werden 

1. Mitglieder des Bundestages, des Europäischen Parlaments, der gesetzgebenden 
Körperschaften eines Landes, der Bundesregierung oder einer Landesregierung, 

2. Richter, 

3. Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, soweit sie nicht ehrenamtlich tätig 
sind, 

4. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 

4a. (weggefallen) 

5. Rechtsanwälte~ Notare und Personen, die fremde Rechtsangelegenheiten 
geschäftsmäßig besorgen. 



§ 23 

(1) Die Berufung zum Amt des ehrenamtlichen Richters dürfen ablehnen 

1. Geistliche und Religionsdiener, 

2. Schöffen und andere ehrenamtliche Ri.chter, 

3. Personen, die zwei Amtsperioden lang als ehr~namtliche Richter bei Gerichten der 
allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit tätig gewesen sind, 

4. Ärzte, Krankenpfleger, Hebammen, 

5. Apothekenleiter, die keinen weiteren Apotheker beschäftigen, 
1-\ 

6. Personen, die die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch SoziaIJesetzbuch erreicht 
haben. 

(2) In besonderen Härtefällen kann außerdem auf Antrag von der Übernahme des Amtes 
befreit werden. ' 

§24 

(1) Ein ehrenamtlicher Richter ist von seinem Amt zu entbinden, wenn er . 

1. nach § § 20 bis 22 nicht berufen werden konnte oder nicht mehr berufen werden kann 
oder 

2. seine Amtspflichten gröblich verletzt hat oder 

3. einen Ablehnungsgrund nach § 23 Abs. 1 geltend macht oder 

4. die zur Ausübung seines Amtes erforderlichen geistigen oder körperlichen Fähigkeiten 
nicht mehr besitzt oder 

5. seinen Wohnsitz im Gerichtsbezirk aufgibt. 

(2) In besonderen Härtefällen kann außerdem auf Antrag von der weiteren Ausübung des 
Amtes entbunden werden. 

(3) 1Die Entscheidung trifft ein Senat des Oberverwaltungsgerichts in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1, 2 und 4 auf Antrag des Präsidenten des Verwaltungsgerichts, in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 und des Absatzes 2 auf Antrag des ehrenamtlichen 
Richters. 2Die Entscheidung ergeht durch Beschluss nach Anhörung des ehrenamtlichen 
Richters. 3Sie ist unqnfechtbar. 

( 4) Absatz 3 gilt entsprechend in den Fällen des § 23 Abs. 2. 

· ( 5) Auf Antrag des ehrenamtlichen Richters ist die Ent~cheidung nach Absatz 3 von dem 
Senat des Oberverwaltungsgerichts aufzuheben, wenn Anklage nach § 21 Nr. 2 erhoben 
war und der Angeschuldigte rechtskräftig außer Verfolgung gesetzt od~r freigesprochen 
worden ist. 

§25 

Die ehrenamtlichen Richter werden auf fünf Jahre gewählt. 



§ 26 

(1) Bei jedem Verwaltungsgericht wird ein Ausschuss zur Wahl der ehrenamtlichen 
Richter bestellt. 

(2) 
1Der Ausschuss besteht aus dem Präsidenten des Verwaitungsgerichts als 

~ orsitzendem, einem von der ~~desre~ie:iing bestimmten Verwaltungsbeamten und 
sieben Vertrauensleuten als Be1s1tzem. Die Vertrauensleute, ferner sieben Vertreter 
werden aus den Einwohnern des Verwaltungsgerichtsbezirks vom Landtag oder von einem 
durch ihn bestimmten Landtagsausschuss oder nach Maßgabe eines Landesgesetzes 
gewählt. 

3
Sie .müssen die Voraussetzungen zur Berufung als ehrenamtliche Richter 

erfüllen. 4Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Zuständigkeit für die Bestimmung des Verwaltungsbeamten abweichend von Satz 1 ·zu 
regeln. 5Sie können diese Ermächtigung auf oberste Landesbehörden übertragen. 6Jn den 
Fällen des § 3 Abs. 2 richtet sich die Zuständigkeit für die Bestellung des 
Verwaltungsbeamten sowie des Landes für die Wahl der Vertrauensleute nach dem Sitz 
des Gerichts. 7Die Landesgesetzgebung kann in diesen Fällen vorsehen, dass jede 
beteiligte Landesregierung einen Verwaltungsbeamten in den Ausschuss entsendet und 
dass jedes beteiligte Land mindestens zwei Vertrauensleute bestellt. 

(3) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn wenigstens der Vorsitzende, ein 
Verwaltungsbeamter und drei Vertrauensleute anwesend sind. 

§ 27 

Die für jedes Verwaltungsgericht erforderliche Zahl von ehrenamtlichen Richtern wird 
durch den Präsidenten so bestimmt, dass voraussichtlich jeder zu höchstens zwölf 
ordentlichen Sitzungstagen im Jahr herangezogen wird. 

§ 28 
1Die Kreise und kreisfreien Städte stellen in jedem fünften Jahr eine Vorschlagsliste für 
ehrenamtliche Richter auf. 2Der Ausschuss bestimmt für jeden Kreis und für jede kreisfreie 
Stadt die Zahl der Personen, die in die Vorschlagsliste aufzunehmen sind. 3Hierbei ist die 
doppelte Anzahl der nach§ 27 erforderlichen ehrenamtlichen Richter zugrunde zu legen. 
4Für die Aufnahme in die Liste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden 
Mitglieder der Vertretungskörperschaft des Kreises oder der kreisfreien Stadt, mindestens 
jedoch die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich. 5Die jeweiligen Regelungen 
zur Beschlussfassung der Vertretungskörperschaft bleiben U;nberührt. 6Die 
Vorschlagslisten sollen außer dem Namen auch den Geburtsort, den Geburtstag und Beruf 
des Vorgeschlagenen enthalten; sie sind dem Präsidenten des zuständigen 
Verwaltungsgerichts zu übermitteln. 

§29 

(l) Der Ausschuss wählt aus den Vorschlagslisten mit einer Mehrheit von mindestens zwei 
Dritteln der Stimmen die erforderliche Zahl von ehrenamtlichen Richtern. 

(2) Bis zur Neuwahl bleiben die bisherigen ehrenamtlichen Richter im Amt. 



§30 

(1) Das Präsidium des Verwaltungsgerichts bestimmt vor Beginn des Geschäftsjahres die 
Reihenfolge, in der die ehrenamtlichen Richter zu den Sitzungen heranzuziehen sind. 

(2) Für die Heranziehung von Vertretern bei unvorhergesehener Verhinderung kann eine 
Hilfsliste aus ehrenamtlichen Richtern aufgestellt werden, die am Gerichtssitz oder in 
seiner Nähe wohnen. 

. § 31 

(weggefallen) 

§ 32 

Der ehrenamtliche Richter und der Vertrauensmann(§ 26) erhalten eine Entschädigung 
nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz. 

§33 

( 1) 1 Gegen einen ehrenamtlichen Richter, der sich ohne genügende Entschuldigung zu 
einer Sitzung nicht rechtzeitig einfindet oder der sich seinen Pflichten auf andere Weise 
entzieht, kann ein Ordnungsgeld festgesetzt werden. 2Zugleich können ihm die durch sein 
Verhalten verursachten Kosten ·auferlegt werden. 

(2) 1Die Entscheidung trifft der Vorsitzende. 2Bei nachträgFcher Entschuldigung kann er 
sie ganz oder zum Teil aufheben. 

§34 

§ § 19 bis 3 3 gelten für die ehrenamtlichen Richter bei dem Oberverwaltungsgericht 
entsprechend, wenn die Landesgesetzgebung bestimmt hat, dass bei diesem Gericht 
ehrenamtliche Richt(!r mitwirken. 

Auszug Deutsches Richtergesetz (Stand 01.01.2005) . 

§· 44 Bestellung und Abberufung des ehrenamtlichen Richters 

(1) Ehrenamtliche Richter dürfen bei einem Gericht nur auf Grund eines Gesetzes und 
unter den. gesetzlich bestimmten Voraussetzungen tätig werden. 

(la) In den Verfahren zur Wahl, Ernennung oder Berufung ehrenamtlicher Richter 
sollen Frauen und Männer angemessen berücksichtigt werden. 

(2) Ein ehrenamtlicher Richter kann vor Ablauf seiner Amtszeit nur unter den gesetzlich 
bestimmten Voraussetzungen und gegen seinen Willen nur durch Entscheidung eines 
Gerichts abberufen werden. 



Übersicht 
über die von den Landkreisen und den kreisfreien Städten im lande Hessen in die 

Vorschlagsliste zur Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter für die 
14. Wahlperiode vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2021 aufzunehmenden Personen 

Frankfurt am Main 8 

Offenbach am Main 1 

Wiesbaden 3 
Bergstraße 3 

Darmstadt-Dieburg 3 

Groß-Gerau 3 

Hochtaunuskreis 3 

Main-Kinzig-Kreis 5 

Main-Taunus-Kreis 3 

Odenwald kreis 1 

Landkreis Offenbach 4 

Rheingau-Taunus-Kreis 2 

Wetteraukreis 3 

Landkreis Gießen 3 

Lahn-Dill-Kreis 3 

Limbu_rg-Weilburg 2 

Marburg-Biedenkopf 3 

Vogelsbergkreis 1 

Stadt Kassel 2 

Landkreis Fulda 3 

Hersfeld-Rotenburg 1 

Landkreis Kassel 3 

Schwalm-Eder-Kreis 2 

Waldeck-Frankenberg 2 

Werra-Meißner-Kreis 1 

Summen 70 

•nach § 28 Satz 3 VwGO ist von den Körperschaften die do~pelte Anzahl der zu wählenden 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter in die Vorschlagslisten aufzunehmen 



Vorschlagsliste für die Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof 

für die Amtszeit vom 01.01.2017 bis 31.12.2021 

Von der Körperschaft: I• ;';;t~t: · ······· •• .• : ; f~~: >\ Y; 1 

werden folgende Personen zur Wahl vorgeschlagen: 

Nr. Name Vorname Titel Geb.-Name Geb.-Datum Geburtsort Anschrift Telefon privat Telefon dienstl. ausgeübter Beruf 
1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 

Arbeitgeber Anschrift Arbeitgeber 

Der Vorschlagsliste hat die Stadtverordnetenversammlung /der Kreistag mit zwei Dritteln ihrer/ seiner anwesenden Mitglieder, mindestens jedoch mit der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl zugestimmt. 

Ort, Datum Übermittler mit Amtsbezeichnung 

• 


